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Der heute 18-jährige junge Mann
litt an einer seltenen Muskel-Er-
krankung (Duchenne´sche Mus-

keldystrophie), die meist vor dem
zwanzigsten Lebensjahr zum Tode
führt. Ein Arzt ohne Kassenzulassung
behandelte den Patienten mit homöo-
pathischen Mitteln und hochfrequenten
Schwingungen. Die Barmer Kranken-
kasse weigerte sich, die Behandlungs-
kosten von 10.000 DM  zu bezahlen.
Der Patient klagte vor dem Bundesso-
zialgericht  und verlor 1997.  Das Bun-
desverfassungsgericht nahm anschlie-
ßend den Fall zur Entscheidung an und
gab dem Kläger am 6. Dez. 2005 mit
folgender Begründung Recht :

“Es ist mit den Grundrechten aus Arti-
kel 2 Absatz 1 des Grundgesetzes in Ver-

Leider ist es bis heute keinem einzigen
ganzheitlichen Therapieverfahren ge-
lungen, eine Zulassung zu klinischen
randomisierten Doppelblindstudien
(Voraussetzung für die Zulassung zum
Medikament) von der zuständigen
Ethik-Kommission der Ärztekammer zu
erhalten. Randomisierte Doppelblind-
studien mit z.B. Krebspatienten sind je-
doch grundsätzlich aus ethischen und
moralischen Gründen abzulehnen, da
eine der Kontrollgruppen statt des Me-
dikaments nur ein Placebo erhält. Dies
bedeutet oftmals das Todesurteil für die
betreffende Patientengruppe. 

Gefordert sind Vergleichsstudien, in
denen beispielsweise der nebenwir-
kungsfreie und natürliche Wirkstoff
“Megamin TMAZ”, in mehreren Fall-
kontrollstudien an deutschen und eu-
ropäischen Kliniken mit Erfolg zu bisher
unheilbaren Krebserkrankungen, wie
“Kleinzelligem Bronchialkarzinom”,
“Nierenkarzinom” (Hypernephrom)
und “Malignem Melanom” (schwarzer
Hautkrebs) getestet, gegen Chemothe-
rapeutika antritt. Solche Studien wären
fair und dem Wettbewerb in der Ge-
sundheitswirtschaft nur förderlich.

Wie lange werden Patienten entgegen
dem § 12 des Fünften Buches des Sozial-
gesetzbuches -SGB V- Wirtschaftlich-
keitsgebot - (1. “Die Leistungen müssen
ausreichend, zweckmäßig und wirt-
schaftlich sein”) gezwungen, zunächst
eine “allgemein anerkannte, medizini-
schem Standard entsprechende Behand-
lung” über sich ergehen zu lassen, um
festzustellen, dass diese zwar “wirkt”,
aber nicht heilt. Es ist abzusehen, dass
nun das große Ringen um die Bezahlung
von Alternativen zu zugelassenen, aber
mäßig wirksamen Medikamenten be-
ginnt. Auf die Gerichte kommt viel Arbeit
zu. Gerichtsurteile  werden Jahre  brau-
chen, die der Patient nicht hat. Hier hilft
nur noch ein Antrag auf einstweiligen
Rechtsschutz bei den Sozialgerichten. H

Der Weg 

zum Medikament:

Sind Sie mit Ihrem
behandelnden Arzt
einig, eine wirkungs-
volle Alternative  zu
einem zugelassenen,
aber unwirksamen
Medikament gefun-
den zu haben, dann
stellen sie schriftlich
einen Antrag auf Ko-
stenübernahme bei
Ihrer Krankenkasse.

Sollte ihre Kasse die
Kosten nicht über-
nehmen wollen, wi-
dersprechen Sie. Ihr
Arzt muss ihnen
hierbei zur Seite ste-
hen. Nur er  kann
beschreiben, warum
das angewendete
Medikament im Ge-
gensatz zu zugelasse-
nen Medikamenten
helfen soll. 

Zusammen mit dem
Widerruf sollten Sie
einen Antrag auf
einstweiligen Rechts-
schutz beim Sozial-
gericht stellen. Dort
erhalten Sie im Ge-
gensatz zur Kranken-
kasse rasch Be-
scheid, ob die
Krankenversiche-
rung die Kosten
zunächst überneh-
men muss, bis eine
endgültige Entschei-
dung  erfolgt. 

Bleibt die Kasse bei
ihrem Nein, klagen
Sie. 
Durch den einstwei-
ligen Rechtsschutz
wird das Medika-
ment in der Regel
auch weiter von der
Kasse bezahlt.  

bindung mit dem Sozialstaatsprinzip
(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) nicht vereinbar,
den Einzelnen einer Versicherungspflicht
in der gesetzlichen Krankenversicherung
zu unterwerfen und für seine an der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit aus-
gerichteten Beiträge die notwendige
Krankheitsbehandlung gesetzlich zuzu-
sagen, ihn andererseits aber, wenn er an
einer lebensbedrohlichen  oder sogar re-
gelmäßig tödlichen Erkrankung leidet,
für die eine allgemein anerkannte, medi-
zinischem Standard entsprechende Be-
handlung nicht zur Verfügung steht, von
der Leistung einer von ihm gewählten,
ärztlich angewandten Behandlungsme-
thode auszuschließen und ihn auf eine
Finanzierung der Behandlung außerhalb
der gesetzlichen Krankenversicherung zu
verweisen. Dabei muss allerdings die
vom Versicherten gewählte andere Be-
handlungsmethode eine auf Indizien ge-
stützte, nicht ganz entfernt liegende
Aussicht auf Heilung oder wenigstens
auf eine spürbare positive Einwirkung
auf den Krankheitsverlauf versprechen.”
- Soweit das Urteil des Verfassungsge-
richtes. Was kann das z.B. für einen an
Krebs Erkrankten bedeuten? 

Bei herkömmlichen Therapien, wie z.B.
den Chemotherapien, steht oft das erziel-
bare Ergebnis in keinem Verhältnis zu den
Nebenwirkungen, zur Lebensqualität der
abgerungenen Lebenszeit und den hor-
renden Kosten der Therapie. Während
die Krankheitsmedizin scheinbar unbeirr-
bar weiter den Weg verfolgt, den Krebs
“besiegen” und Tumore “zerstören” zu
müssen, geht die Ganzheitsmedizin da-
von aus, befallene  Krebszellen heilen zu
können. Sie begreift Krebs nicht als lokale
Erkrankung, sondern als den ganzen
Menschen betreffend und hat mit den
aus dieser Sichtweise entwickelten Alter-
nativtherapien große Erfolge zu verzeich-
nen. (siehe “Chemotherapie heilt Krebs -

und die Erde ist eine Scheibe” - Lothar

Hirneise - Sensei Verlag).  

Mit Beschluss vom 6. Dezember
2005 hat das Bundesverfassungs-
gericht mit einem spektakulären
Urteil die Rechte der Patienten ge-
stärkt, die mit zugelassenen Medi-
kamenten und Therapien nicht ge-
heilt werden konnten und auf
bisher nicht erstattungsfähige Alter-
nativen angewiesen sind.
Das BVerfG räumt Versicherten in
diesem Beschluss (1 BvR 347/98) in
besonderen Ausnahmesituationen
das Recht ein, sich auf Kosten der
gesetzlichen Krankenversicherung
auch mit nicht allgemein aner-
kannten Methoden ärztlich behan-
deln zu lassen.
Im Urteil vom 4.4.2006  setzt das
Bundessozialgericht die Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts nun
um. (B1KR7/05 R) Danach müs-
sen die gesetzlichen Krankenkassen
überlebenswichtige Arznei ohne
Zulassung bezahlen, wenn kein an-
erkanntes Präparat hilft.

Deutschland neu erfinden
Neue Wege in der Gesundheitsversorgung
Das Überleben ist einklagbar !

von Aman

Ein teures, zuge-
lassenes Medi-
kament ist nicht
zwangsläufig
wirksamer als
ein nicht zuge-
lassenes und
preiswerteres
Medikament !
( VOLKSWEISHEIT )
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